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Basel-StadtMittwoch, 16. November 2022

Religionsunterricht in der Krise
Eine Lehrkraft berichtet besorgt über die Entwicklung in den Basler Schulen. Eine Lösung scheint nicht in Sicht zu sein.

MonaMartin

Immer mehr Eltern in Basel
nehmen ihre Kinder aus dem
Religionsunterricht inder Schu-
le. «Von 22 Kindern kommt die
Hälfte», berichtet eine Reli-
gionslehrkraft von einer Klasse
am Primarschulhaus Isaak Ise-
lin. Am letzten Elternabend be-
mühte sie sichdeshalbummehr
Aufmerksamkeit: «Ich habe ein
anschaulichesBeispiel gemacht,
wie ich unterrichte, spürte aber
Desinteresse. Es macht mich
traurig, dass es nicht einmal
Nachfragen gibt», sagt sie bei
einem Telefongespräch. Dabei
sei derReligionsunterrichtdoch
wichtig, findet sie: «Durch die
Auseinandersetzungmitdenbi-
blischen Geschichten kommen
ganz viele lebensrelevante Fra-
gen auf, die sonst in der Schule
kaum Platz finden, die Kinder
aber beschäftigen.»

SäkulareGesellschaftund
kritischeEltern
Seit 20 Jahren ist die Religions-
lehrerinamSchulhaus Isaak Ise-
lin und ist dementsprechend
vernetzt. Dass der Religions-
unterricht anderVolksschule an
Bedeutung verliert, beobachtet
sie schon länger. Und das nicht
nur am Isaak Iselin. Die Ent-
wicklung stellt sie in Zusam-
menhang mit der stetig zuneh-
mendenSäkularisierungderGe-
sellschaft: Viele Eltern hätten
selbst keinen Bezug mehr und
keine Ahnung von christlichen
Bräuchen und Traditionen. Sei
es, weil sie als Kind auch schon
keinen Religionsunterricht be-
suchtenoder anderenGlaubens
seien.

Gemäss Andrea Albiez vom
Rektorat fürReligionsunterricht
besuchen aktuell etwa 70 Pro-
zentderBaslerPrimarschulkin-
der den Unterricht. 2014 seien
es noch 89 Prozent gewesen.
DiemeistenAbmeldungengebe
es in der 5. und 6. Klasse, weil
der Religionsunterricht auf die-
sen Stufen normalerweise an
einem schulfreien Nachmittag

und nicht innerhalb des Pen-
sumsstattfinde.«Eltern, dieder
Religion oder der Kirche gene-
rell ablehnend gegenüberste-
hen, melden ihr Kind ab», er-
gänzt Albiez.

Hier sieht die Religionsleh-
rerin am Isaak Iselin einen Ein-
fluss der Negativschlagzeilen
über die Kirche. Solche würden
vor allem Eltern mit akademi-
schemHintergrundundAnders-
gläubige dazu veranlassen, ihr
Kind aus dem Religionsunter-
richt zunehmen.Dabeihabeder
Religionsunterricht an der Pri-
marschulenichtsmit derKirche
zu tun, betont sie.

Religion istnichtgleich
Kirche
Im Kanton Basel-Stadt verant-
worten die Evangelisch-refor-

mierte und Römisch-katholi-
scheKirchedenschulischenRe-
ligionsunterricht. Die
Religionslehrkräftewerdenvon
denKirchenausgebildetundbe-
zahlt, der Unterrichtsbesuch ist
freiwillig. Die Kirche spielt also
durchaus eine entscheidende
Rolle.

Die Ziele des Religions-
unterrichts an der Schule seien
aberandenLehrplanangepasst,
wendet die Religionslehrerin
ein. Es gehe nicht darum – wie
einigeElternanderenGlaubens
befürchteten –, die Kinder zum
christlichen Glauben zu bekeh-
ren, sonderndarum, ihnenWis-
senüberchristlicheBräucheund
Traditionen zu vermitteln. Also
ein Stück der europäischen,
christlichgeprägten Kultur wei-
terzugeben. Siehabe sichzudem

immer bemüht, die verschiede-
nen Hintergründe der Kinder
miteinzubeziehen. So habe sie
mit einem muslimischen Kind
keine Krippe mit Maria, Joseph
und Jesus gebastelt, sondern
eine entsprechendderLegende
über die Geburt Isas im Islam.
Natürlich aber fliesse ihre per-
sönlicheHaltungund ihr christ-
licher Hintergrund ein, wenn
anhand der biblischen Ge-
schichtenüberLiebe,Eifersucht
und Streit gesprochen werde.
Wenn die Kinder zu Hause be-
geistert davon erzählten, stosse
das auf Kritik.

Doch sonst fänden diese
zwischenmenschlichenThemen
kaum Platz in der Schule, hält
die Lehrperson dagegen.
Ausserdemsehe sie inder einen
Wochenstunde– früherwarenes

zwei – auch, wie sich die Kinder
für einMal nicht umNoten sor-
genmüssen und entspannt Ge-
schichten lauschen könnten.
Dies sei aber nicht mehr er-
wünscht: «RechnenundSchrei-
ben sindwichtig, Religion nicht
unbedingt», fasst die62-Jährige
zusammen.

Unsere Gesprächspartnerin
befürchtet, dass der Religions-
unterricht immer weiter abge-
baut werden könnte, auch, weil
der Kirche angesichts schwin-
denderMitgliederzahlenzuneh-
menddieMittel fehlten, umdie
Lehrpersonenzuentschädigen.

Wie es mit dem Religions-
unterricht ab 2025 weitergeht,
ist noch nicht klar. Die Rektora-
te für Religionsunterricht, der
Kirchenrat und die Volksschul-
leitung stehen dazu im Aus-
tausch. Zurzeit werde die Mög-
lichkeit eines Faches «Ethik»
diskutiert, welches von kirchli-
chenLehrpersonen inKoopera-
tion mit den schulischen Lehr-
personen unterrichtet werden
könnte. Erstere von der Kirche,
LetzterevomStaat entlöhnt.Die
dafür nötige Abstimmung zwi-
schen den Lehrkräften und den
daraus folgenden Mehrauf-
wand, sieht unsere Gesprächs-
partnerin aber als nicht realis-
tisch.

Religionslehrpersonen
fehlederPH-Abschluss
Befürworten würde sie es hin-
gegen, wenn die Pädagogische
Hochschule (PH) einModul im
Fach «Ethik» anbieten würde,
das von Religionslehrpersonen
besucht werden könnte und sie
so befähigenwürde das Fach zu
unterrichten –undvomStaatbe-
zahlt zuwerden.«WirReligions-
lehrpersonen wären prädesti-
niert für Ethikunterricht.»

DieHochschule lehnedieses
Vorgehenallerdingskategorisch
ab, da die Religionslehrperso-
nen keinen PH-Abschluss hät-
ten. «Eine Lösung ist also noch
lange nicht in Sicht», zieht die
62-jährigeReligionslehrerin am
Isaak-Iselin-Schulhaus Bilanz.

Die Basler Steuersenkungen kommen vor das Volk
Die Juso, dieGrünen und die Basta reichen über 2300Unterschriften gegen das Steuerpaket ein.

Rafael Hunziker

Im Kanton Basel-Stadt sollen
die Steuern gesenkt werden.
Das vom Grossen Rat verab-
schiedeteSteuerpaketwürde zu
jährlichenAusfällen inderHöhe
von 112Millionen Franken füh-
ren, steht in der Präsentation
des Kantons Basel-Stadt. Die
Juso, die Grünen und die Basta
reichen heute Mittwoch um
viertel nach zwölf das gesam-
melte Referendum ein. Über
2300 Unterschriften werden
vom überparteilichen Komitee
imRathausabgegeben, schreibt
dieses in einer Mitteilung. Die
Vorlage kommt am 12. März
2023 vor das Volk.

DasumfassendeSteuerpaket
sieht eine Senkung der Einkom-
menssteuer, Vermögenssteuer

sowie höhere Abzüge für die
Krankenkassenprämien, für die
Kinderbetreuung und einen
höheren Sozialabzug vor. Es ist
ein Kompromiss zwischen den
Bürgerlichen und der SP.
Während die Bürgerlichen die
SteuersenkungenfürVermögen-
de unterstützen, sind die
SozialdemokratinnenundSozial-
demokraten zufrieden mit den
Abzügen imsozialenBereich.

Die Jungpartei fordert
dieMutterparteiheraus
Das Grün-Alternative Bündnis
(GAB) war bereits in der Gross-
ratsdebatteunzufriedenmitder
Vorlage. Sie forderten erfolglos
die Rückweisung des Steuerpa-
ketes an die Regierung. Eben-
falls scheiterte der Antrag des
GAB, der forderte, auf die Ent-

lastung der hohen Einkommen
zuverzichten.«DieSenkungder
Vermögenssteuer entlastet bei
genauerBetrachtungabsolutdie
Falschen», sagt Heidi Mück,
Grossrätin der Basta.

AusdenselbenGründenwie
dieGrünen und die Basta enga-
giert sich die Juso gegendieRe-
form. «Menschen mit sehr ho-
henEinkommenprofitierenviel
stärker, da bereits der unterste
Einkommenssteuersatz gesenkt
wird», sagt Nino Russano, Prä-
sident der Juso Basel-Stadt.Mit
derUnterstützungdesReferen-
dums durch die Juso engagiert
sichdie Jungpartei der SPgegen
die Haltung ihrer Mutterpartei.
Die Vorlage ist ein Gegenvor-
schlag zur Gemeindevorlage
Entlastung von Familien aus
RiehenausdemFinanzdeparte-

ment,welchesvonTanjaSoland
(SP) geführt wird.

Investitionen
stattEinsparungen
Die jungen Genossinnen und
Genossen sehen in der Steuer-
reform ausserdem eine «Ver-
wässerung» ihrerTopverdiener-
Initiative.Am19.Mai 2019wur-
de diese von der Basler
Stimmbevölkerungmit52,7Pro-
zent Ja-Stimmenangenommen.
Die Stimmbevölkerung habe
mit der Annahme der Initiative
klargemacht, dass sie eine faire
Besteuerung von Personen mit
hohen Einkommen wünsche,
schreibt die Juso in einer Me-
dienmitteilung. Das Steuersen-
kungspaket missachte dies und
sei daher aus Sicht desReferen-
dumskomitees unausgewogen.

NachAnsichtdesReferendums-
komitees sollte der Kanton Ba-
sel-Stadt die finanziellen Über-
schüsse der letzten Jahre nicht
in Form von Steuersenkungen,
insbesondere für die vermö-
gendstenPersonen, kompensie-
ren. Wichtig wären Investitio-
nen indenKlimaschutz, den so-
zialen Wohnbau oder die
Bildung, schreibtdasKomitee in
einerMitteilung.

Gerade in Zeiten der Infla-
tion sei die Unterstützung von
geringverdienenden Haushal-
ten wichtiger als Steuererleich-
terungen für Vermögende. Die-
se würde in der Vorlage fehlen.
«Dasgeplante Steuersenkungs-
paket beinhaltet praktischkeine
Begleitmassnahmen für die
breite Bevölkerung», sagt Ha-
raldFriedl,GrossratderGrünen.

Die Religionsstunde ist für viele Kinder eine der Entspannung. Der Zuspruch nimmt aber ab – gerade seitens Eltern. Bild: Andrea Stalder/Archiv

«Schreiben
undRechnen
sindwichtiger
alsReligion.»

Religionslehrerin
Seit 20 Jahren am Isaak Iselin

Verwaltung soll
CO2-Ausstoss
reduzieren

Mobilität DieBaslerVerwaltung
soll klimafreundlicher werden.
Der Regierungsrat hat dazu die
zuständigen Departemente mit
der Erarbeitung eines Mobili-
tätsmanagements fürdiekanto-
nale Verwaltung beauftragt, um
«die direkten CO2-Emissionen
imBereichMobilität zu reduzie-
ren».Dies teilt dieBaslerRegie-
rungmit.Gleichzeitig solle«ein
Konzept für die Weiterentwick-
lungder fünfStossrichtungenfür
die Dekarbonisierung der Ge-
bäudeinfrastruktur kantonaler
Bauten erarbeitetwerden».

Inmehrerendurchgeführten
Studien habe sich gezeigt, dass
die massgeblichen CO2-Emis-
sionen indenBereichen«Mobi-
lität» und «graue Energie der
Bausubstanz» verursacht wur-
den. (cao)


